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DAS FREIHANDELSABKOMMEN 
ZWISCHEN DER EU UND JAPAN 
Nicht nur Japans Landwirtschaft, auch bäuerliche Familienbetriebe in 
Europa sind bedroht

Führende PolitikerInnen Japans und der Europäischen Union (EU) behar-
ren darauf, dass vom Freihandelsabkommen zwischen Japan und der EU 
(JEFTA) „alle profitieren“. Doch das sehen Japans LandwirtInnen, andere 
Menschen in ländlichen Gebieten und VerbraucherInnen, die eine stabi-
le Versorgung mit sicheren Nahrungsmitteln fordern, ganz anders. Ob-
wohl Japan mit 130 Millionen EinwohnerInnen die weltweit zehntgrößte 
Bevölkerung hat, produziert das Land weniger als 40 Prozent der dort 
konsumierten Nahrungsmittel. JEFTA wird der ohnehin schon notleiden-
den Landwirtschaft mit Sicherheit einen weiteren verheerenden Schlag 
versetzen. Zudem kann es auch eine Bedrohung für kleinbäuerliche Fa-
milienbetriebe in Europa darstellen.

N ach der politischen Überein-
kunft über JEFTA erklärte der 
EU-Kommissar für Landwirt-

schaft, Phil Hogan, dass „dies eine 
Win-win-Situation für beide Seiten, 
vor allem aber für das ländliche Eu-
ropa“ sei. Doch wo GewinnerInnen 
sind, gibt es auch VerliererInnen, 
und die Landwirtschaft Japans gehört 
zweifelsohne zu den VerliererInnen.

Das bisher folgenschwerste Ab-
kommen für die LandwirtInnen 
Japans wäre das Transpazifische 
Freihandelsabkommen (TPP) ge-
wesen, das 82 Prozent der Zölle für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse 
streichen sollte, viel mehr als der 
durchschnittliche Zollabbau von 56 
Prozent früherer Freihandelsabkom-
men in Japan.1 Glücklicherweise trat 
TPP nicht in Kraft, da US-Präsident 
Donald Trump das Abkommen von 

Seiten der USA aufkündigte. Trotz 
dieses Rückschlags verhandeln die 
japanische Regierung und die EU ein 
Freihandelsabkommen auf Basis der 
Zugeständnisse Japans für TPP. Japan 
zufolge werden durch JEFTA 82 Pro-
zent der Zölle für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse wegfallen, während es 
laut der EU 85 Prozent sind. Abgese-
hen von Reis, der von den zollrechtli-
chen Vereinbarungen ausgeschlossen 
ist, erklärte sich Japan zu Zugeständ-
nissen für landwirtschaftliche Produk-
te bereit, die das TPP-Abkommen vor-
sah oder die dieses sogar übertreffen.

TPP Plus
Am stärksten betroffen sind Molkerei-
produkte und Viehwirtschaft. Dabei 
gehen die Zugeständnisse Japans für 
Molkereiprodukte noch über die für 
TPP hinaus. Damals versprach Ja-

pan einen Abbau der Zölle um 29,8 
Prozent für Hartkäse wie Gouda und 
Cheddar über einen Zeitraum von 15 
Jahren. Um ängstliche und wütende 
LandwirtInnen zu beruhigen, beton-
te die japanische Regierung, dass die 
Zölle für Weichkäse wie Mozzarella 
und Camembert aufrechterhalten 
bleiben würden. Mit dem JEFTA-
Abkommen sichert sie nun allerdings 
nicht nur dieselben Streichungen wie 
bei TPP für Hartkäse zu, sondern 
auch einen niedrigen Zollsatz für 
Weichkäse. Zu diesem Zollsatz wür-
de Japan zunächst 20.000 Tonnen und 
in den kommenden 15 Jahren schließ-
lich 31.000 Tonnen importieren, was 
fast 2 Drittel der japanischen Käse-
produktion entspricht. Die Zahl der 
Milchkühe in Japan fiel im Jahr 2017 
auf 1,32 Millionen im Vergleich zum 
Spitzenwert von 2,11 Millionen im 
Jahr 1985. Auch die Zahl der Milch-
betriebe fiel von 82.400 im Jahr 1985 
auf 16.400 heute. Für die schwächeln-
den Milchbetriebe könnte JEFTA der 
Todesschlag bedeuten. 

Die Zollabgaben für Rindfleisch 
werden in den nächsten 15 Jahren 
von 38,5 Prozent auf 9 Prozent ver-
ringert. Schweinefleisch wird in den 
kommenden 9 Jahren fast zollfrei 
sein, während Zölle auf verarbeitetes 
Schweinefleisch, darunter Schinken, 
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Ein Treffen gegen JEFTA, abgehalten im japanischen Parlament im Zentrum Tokios am 29. August 2017.
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Speck und Wurst, nach 11 Jahren 
vollständig wegfallen werden. Ande-
re verarbeitete Nahrungsmittel wie 
Pasta, Makkaroni, Wein, Schokolade, 
Süßigkeiten, Kekse, Tomatensoße so-
wie Orangen- und Apfelsaft werden 
ebenfalls zollfrei sein. Die EU schätzt 
ihren Exportzuwachs an verarbeiteten 
Lebensmitteln auf bis zu 10 Milliar-
den Euro. 

Völlig im Dunkeln gelassen
Über die TPP-Verhandlungen veröf-
fentlichte die japanische Regierung 
nur widerwillig ein Dokument über 
45 Seiten, das abgesehen von Über-
schriften und Zeitangaben völlig ge-
schwärzt war und heftige Kritik sei-
tens der Öffentlichkeit auslöste. Zu 
JEFTA hat die Regierung jedoch noch 
nicht einmal geschwärzte Unterlagen 
vorgelegt. Und obgleich 3 offizielle 
Gutachten zur Folgenabschätzung für 
TPP existieren, gibt es bislang noch 
keinen Folgenabschätzungsbericht zu 
JEFTA.

Der Leitartikel der Japan Agricul-
tural News vom 7. Juli 2017, der ein-
zigen Agrar-Tageszeitung in Japan, 
beinhaltete „eine klare Unmutsbekun-
dung gegen das durch geheime und 
übereilte Verhandlungen getroffene 
politische Abkommen“.

Fehlende offizielle Berichte er-
schweren die Abschätzung der Ge-
samtauswirkung von JEFTA, daher 
können wir nur Vermutungen auf 
Grundlage der TPP-Berichte anstel-
len. Schätzungen der japanischen 
Regierung zufolge würde die Ag-
rarproduktion mit Inkrafttreten des 
TPP-Abkommens um bis zu 210 
Milliarden Yen (1,6 Milliarden Euro) 
zurückgehen. Doch diesen Rückgang 
schmälerte die Regierung zu Unrecht 
durch die Berücksichtigung der Aus-
wirkungen geplanter Maßnahmen zur 
Verringerung negativer Folgen für die 
Landwirtschaft. Professor Nobuhiro 
Suzuki von der University of Tokyo, 
Experte für Folgenabschätzung, be-
rechnete jedoch, dass TPP die land-
wirtschaftliche Produktion Japans 
um 1,5 Billionen Yen (11,5 Milliarden 
Euro), verringern würde. Das entsprä-
che 17 Prozent der gesamten Agrar-
produktion und würde für 630.000 
LandwirtInnen und LandarbeiterIn-
nen den Verlust ihres Arbeitsplatzes 
bedeuten. In Anbetracht der Zuge-
ständnisse unserer Regierung könnte 
JEFTA zu einer ähnlich desaströsen 
Situation führen.

Doch JEFTA hört keinesfalls hier 
auf; es könnte zu einem „Dominoef-

fekt der beschleunigten Liberalisie-
rung“ führen. Das Freihandelsabkom-
men zwischen Japan und Australien, 
das 2015 in Kraft trat, beinhaltet eine 
Regelung, die besagt, dass im Fal-
le dessen, dass eines der Länder die 
Zollsätze gegenüber Drittländern 
senkt, dieses Land dem anderen die 
gleichen Zollsätze einräumen muss. 
Auf Grundlage der Zugeständnisse 
für JEFTA wird man von Japan in 
den laufenden Verhandlungen der 11 
TPP-Länder ähnliche Zugeständnisse 
verlangen. Es ist davon auszugehen, 
dass die USA von Japan solche Zuge-
ständnisse im Rahmen des ‚Japan-U.S. 
Economic Diaglogue‘ (Wirtschaftsdi-
alog USA-Japan) erwarten werden, 
der zu einem Freihandelsabkommen 
zwischen Japan und den USA führen 
könnte. 

Agrarexport vs. bäuerliche 
Familienbetriebe
Die japanische Regierung möchte die 
Landwirtschaft Japans, deren Mittel-
punkt kleinbäuerliche Familienbetrie-
be bilden, hin zu einer Exportindus-
trie entwickeln, die laut Regierung 
dem durch Freihandelsabkommen 
entstehenden Wettbewerb standhal-
ten kann. Führende EU-PolitikerIn-
nen behaupten, die LandwirtInnen 
würden von massiven Agrarexporten 
durch Freihandelsabkommen enorm 
profitieren. Wäre solch eine export-
orientierte Landwirtschaft, die sich 
nur dadurch am Leben erhalten kann, 
dass sie der Landwirtschaft anderer 
Länder schadet, wirklich nachhaltig? 
Diese Sorge teilen auch unsere euro-
päischen FreundInnen.

Die japanische Bewegung ‚Japan 
Family Farmers Movement‘ (Bewe-
gung kleinbäuerlicher Familienbe-
triebe Japans) hat zusammen mit 
der Europäischen Koordination La 
Via Campesina ein Statement gegen 
JEFTA veröffentlicht: „Für uns erge-
ben sich keinerlei Vorteile durch diese 
Art der exportierenden Agrarindust-
rie, ganz im Gegenteil, wir werden 
dazu gezwungen, uns im Wettbewerb 
gegen dieselben subventionierten Ag-
rarprodukte zu behaupten, die derzeit 
die Menschen auf diesem Planeten 
vergiften und LandwirtInnen allerorts 
verdrängen.“

Aus ähnlichen Sorgen insbesonde-
re über die Ackerlanddichte durch die 
groß angelegte Agrarindustrie hat das 
Europäische Parlament im April 2017 
eine Resolution verabschiedet, welche 
die Mitgliedstaaten dazu aufruft, po-
litische Regelungen zu ergreifen, „um 

das auf Familienbetrieben basierende 
Landwirtschaftsmodell in der gesam-
ten EU aufrechtzuerhalten“. 

In diesem Zusammenhang erklär-
ten die Vereinten Nationen (UN) das 
Jahr 2014 zum Internationalen Jahr 
der bäuerlichen Familienbetriebe. 
Dem 2. Ziel der Nachhaltigen Ent-
wicklungsziele (SDGs) der UN zu-
folge gilt es, „den Hunger zu been-
den, Ernährungssicherheit und eine 
verbesserte Ernährung zu erreichen 
und eine nachhaltige Landwirtschaft 
zu fördern“.

Alles in allem wächst überall auf 
der Welt die Aufmerksamkeit für die 
Bedeutung bäuerlicher Familienbe-
triebe, da sich immer mehr Menschen 
über die negativen Folgen der großflä-
chig betriebenen, exportorientierten 
Landwirtschaft durch Agrarindustrie 
und Freihandelsabkommen sorgen. 
Die Beeinträchtigung der japanischen 
Landwirtschaft auf der einen Seite 
und die Untergrabung der europä-
ischen Kleinbäuerinnen und Klein-
bauern auf der anderen zeigt, dass 
JEFTA in die falsche Richtung geht. 

Das Ministerium für Landwirt-
schaft hat am 9. August 2017 angekün-
digt, dass Japans Selbstversorgungs-
grad im letzten Jahr von 39 Prozent 
auf 38 Prozent gesunken ist. Unse-
res Erachtens kann ein möglicher 
Zuwachs der Autoverkäufe auf dem 
europäischen Markt durch JEFTA 
die anhaltende Zerstörung unserer 
Landwirtschaft nicht kompensieren. 
Können unsere europäischen Freun-
dInnen die Aushöhlung der Grundla-
ge ihrer ländlichen Gesellschaft – der 
kleinbäuerlichen Familienbetriebe – 
akzeptieren?
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